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Amtl iche Bekan ntmachu ngen

A Lutherstadt Eisleben

Al Beschlüsse des Stadtrates der Lutherstadt Eisleben
Sitzung am 30.10.2007
Beschf uss Nr. 29 | 184107
Herr Köhler beantragt zum Beschlussantrag Gründung eines
Eigenbetriebes mit dem Namen ,,Kinderlagesstätten der Luther-
stadt Eisleben" namentliche Abstimmung.
Beschluss Nr 291185/07
Die Lutherstadt Eisleben gründet zum 01.01.2009 einen Eigen-
betrieb mit dem Namen ,,Kindertagesstätten der Lutherstadt Eis-
leben". In diesem Eigenbetrieb werden die noch existierenden
Kindertagesstätten der Lutherstadt Eisleben zusammengefasst.
Die Bürgermeisterin wird beauftragt, unverzüglich alle dazu not-
wendigen Maßnahmen einzuleiten.
Beschf uss Nr. 29 | 187 lO7
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben genehmigt dem Marine-
verein Eisleben die Verwendung des Wappens der Lutherstadt
Eisleben auf der Traditionsfahne des Marinevereins.
Beschf uss Nr. 29 I 188/ 07
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben stimmt dem Abschluss des
beigefügten 1. Nachtrages (in der Entwurfsfassung vom
20.06.2007) des zwischen der Gemeinde Wolferode und der MIDE-
WA Wasserversorungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH
bestehenden Konzessionsvertrages zu.
Beschluss Nr. 291189/07
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben stimmt dem Abschluss des
beigefügten 1. Nachtrages (in der Entwurfsfassung vom
20.06.2007) des zwischen der Gemeinde Rothenschirmbach und
der MIDEWA Wasserversorungsgesellschaft in Mitteldeutschland
mbH bestehenden Konzessionsvertrages zu.
Beschluss Nr. 291190/07
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben stimmt dem Abschluss des
beigefügten 1. Nachtrages (in der Entwurfsfassung vom
20.06.2007) des zwischen der Gemeinde Polleben und der MIDE-
WA Wasserversorungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH
bestehenden Konzessionsvertrages zu.
Beschf uss Nr. 29 | 191 IO7
Der Stadtrat beschließt die Satzung über Erlaubnisse für Son-
dernutzungen an Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten.
Beschf uss Nr. 29 / 1921 O7
Der Stadtrat beschließt die Sondernutzungsgebührensatzung.
Beschf uss Nr. 29 / 1931 07
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben beschließt den Verkehrs-
knotenausbau,.Nußbreite/Hohetorstraße/ Nicolaistraße" in der
vorgelegten Form (Planung Ingenieurbüro Bauprgekt K. Schmidt
- 30.08.2007).
Beschf uss Nr.29/194107 - 29/207IO7
Abwägungsbeschlüsse
Beschf uss Nr. 29 | 2OB{O7
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben beschließt über die zum Ent-
wurf des,,Konzeptionellen Stadtumbauplanes Altstadt mit integrier-
ter Denkmalpflege" der Lutherstadt Eisleben während der öffentli-
chen Auslegung und Tiägerbeteiligung eingegangenen Anregungen.
Beschf uss Nr. 291 2O9 lO7
1. Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben beschließt auf der Grund-

lage der Abwägungsbeschlüsse vom 30.10.2007 den ,,Kon-
zeptionellen Stadtumbauplan Altstadt mit integrierter Denk-
malpflege" der Lutherstadt Eisleben vom 30.10.2007 als Bei-
tr ag zur Fortschrei bun g des I ntegrierten Stadtentwickl un gs-
konzeptes als Städtebauliches Entwicklungskonzept für das
Stadtumbaugebiet Altstadt gemäß S 171b BauGB sowie zur
Ergänzung der Sanierungsziele im Sanierungsgebiet lnnen-
stadt. Er ersetzt den städtebaulichen Rahmenolan. 1. Fort-
schreibung, aus dem Jahr 2001.

2. Die Bürgermeisterin der Lutherstadt Eisleben wird beauftragt,
den Bürgern, Behörden und Trägern öffentlicher Belange, die
Anregungen vorgebracht haben, das Ergebnis mit Angabe der
Gründe mitzuteilen.

3. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist
anzugeben, wo der,,Konzeptionelle Stadtumbauplan Altstadt
mit integrierter Denkmalpflege" eingesehen und über den Inhalt
Auskunft verlangt werden kann.

Beschf uss Nr. 29l21OlO7
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben beschließt, dass der Ent-
wurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 3 ,,Neubau von
Produktionsanlagen in Rothenschirmbach", erstellt am 07.09.2007,
bestehend aus Planzeichnung fleil A) und den Textl ichen Fest-
setzungen ffeil B), anerkannt und die Begründung gebil l igt wird.
Der anerkannte Entwurf und die Begründung sind für die Dauer
eines Monats öffentlich auszulegen. Die Träger öffentlicher Belan-
ge sind von der Auslegung zu benachrichtigen.
Beschluss Nr. 29 | 21 1 lO7
Der Stadtrat beschließt für das Programmjahr 2008 einen Eigen-
anteil in Höhe von 237.500,- EUR für die Aufwertungsmaßnah-
men im Rahmen des Förderprogramms ,,Stadtumbau-Ost" bereit-
zustellen, um Fördermittel in Höhe von 475.000,- EUR zu bean-
tragen.
Darüber hinaus wird die Verwaltung beauftragt, für das Pro-
grammjahr 2008 für Rückbaumaßnahmen im Rahmen des För-
derprogramms ,,Stadtumbau-Ost" Fördermittel in Höhe von
200.000,- EUR anzumelden.
Die Inanspruchnahme der Mittel erfolgt nur vorbehaltlich der Bewil-
ligung durch das Landesvenrualtungsamt und der Bestätigung der
Haushaltssatzung 2008.
Beschf uss Nr. 29121 2lO7
Der Stadtrat beschließt, Eigenanteile für das Programmjahr 2008
(Haushaltsjahre 2008 bis 2012)in Höhe von 270.000,00 EUR für
den städtebaulichen Denkmalschutz und in Höhe von 200.000.00
EUR für die Stadtsanierung bereitzustellen.
Die Inanspruchnahme der Mittel erfolgt nur vorbehaltlich der Bewil-
ligung durch das Landesverwaltungsamt und der Bestätigung der
Haushaltssatzung 2008.
Die Eigenanteile schlüsseln sich auf die einzelnen Haushaltsjah-
re wie folgt auf:
HHJ Städtebaulicher Denkmalschutz Stadtsanierung
2008 60.000,00 EUR
2009 60.000,00 EUR
2010 40.000,00 EUR
2011 60.000,00 EUR
2012 50.000,00 EUR

270.000,00 EUR

50.000,00 EUR
30.000.00 EUR
30.000,00 EUR
40.000,00 EUR
50.000,00 EUR

200.000,00 EUR
Durch den Einsatz der oben genannten Eigenmittel wird es mög-
lich, im städtebaulichen Denkmalschutz insgesamt 1.350.000,00
EUR und 600.000,00 EUR für die städtebauliche Sanierung zu
beantragen.
Beschf uss Nr. 29 | 21 3/O7
Grundstücksangelegenheit
Beschf uss Nn 29 121 4lO7
Grundstücksangelegenheit

10. Sondersitzung am 08.11.2OO7

Beschluss Nr.: S10/215107
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben beschließt die Öffnung der
Einbahnstraße zwischen Freistraße/Schloßplatz und Poststraße
für den Zweirichtungsverkehr zur Gewährleistung einer günsti-
gen Verkehrsanbindung des geplanten Nahversorgers an der Frei-
straße/Ecke Schloßplatz.
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A2 Beschlüsse der beschließenden Ausschüsse

Hauptausschuss am 1 6.'l 0.2007
Beschf uss Nr. HM9l117 lO7
Grundstücksangelegenheit
Beschluss Nr. HA29/1 18/07
Grundstücksangelegenheit
Beschluss Nr. HA29l1 19/07
Abschluss eines Mietvertrages
Beschf uss Nr. HAP9 | 1 2O I O7
Abschluss eines M ietvertrages
Beschluss Nr. H M9 | 121 lO7
Der Hauptausschuss der Lutherstadt Eisleben beschließt die Ver-
gabe der Planungsleistung.
Beschluss Nn H 429 | 121 lO7
Grundstücksangelegenheit
Hauptausschuss am 2O.'l 1.2OO7
Beschluss Nr. HA30/123107
Der Hauptausschuss der Lutherstadt Eisleben beschließt die Wei-
terbearbeitung der Variante 2 im Rahmen der Freiraumgestaltung
,,Stadtterrassen"
Beschf uss Nr. HA3O|124107
Grundstücksangelegenheit

A3 Beschlüsse der Ortschaftsräte

Ortschaftsrat Polleben
- keine Beschlüsse
Ortschaft srat Rothenschirmbach
- keine Beschlüsse
Ortschaftsrat Unterrißdorf
- keine Beschlüsse
Ortschaftsrat Volkstedt
- keine Beschlüsse
Ortschaftsrat Wolferode
- keine Beschlüsse

A4 Satzungen und Entgeltordnungen

Aufgrund der $$ 2, 4, 6 und 44 Abs. 3 Zifter 1 Gemeindeordnung
für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. Oktober 1993
(GVBI. LSA S. 568), zuletzl geändeft durch Artikel 1 des Geset-
zes zur Anderung kommunalrechtl icher Vorschriften vom 16.
November 2006 (GVBI. LSA S. 522), des $ 50 Abs. 2 Straßenge-
setz für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 06. Juli 1993
(GVBI. LSA S. 334), zuletzl geändert durch Artikel4 des Geset-
zes vom 22. Dezember 2004 (GVBI. LSA S. 856) und g 8 Abs. 3
Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fassung und Bekannt-
machung vom 20. Februar 2003 (BGBI. I S. 286), geänder1 durch
Afiikel 3 des Gesetzes vom 22. April 2005 (BGBI. I S. 1128) i. V.
mit der Satzung der Lutherstadt Eisleben über Erlaubnisse von
Sondernutzungen an Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten
vom '13. November 2001 hat der Stadtrat der Lutherstadt Eisle-
ben in seiner Sitzung am 30.10.2007 folgende Gebührensatzung
beschlossen:

s l
Gebührenpflicht

(1) Gebühren für Sondernutzungen an Gemeindestraßen und Ofts-
durchfahrten der Bundes-, Landes- und Kreisstraßen im Gemein-
degebiet, mit Ausnahme im Gebiet der Ortschafi Polleben, wer-
den nach dem als Anlage beigefügten Gebührentarif erhoben.
Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser Satzung. Sondernutzun-
gen, die nach $ 6 der Satzung über Erlaubnisse für Sondernut-
zungen an Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten vom
13.1 1.2001 keiner Erlaubnis bedürfen. bleiben qebührenfrei.

(2) Sondernutzungsgebühren werden auch erhoben, wenn eine
erlaubnispflichtige Sondernutzung ohne förmliche Erlaubnis aus-
geübt wird.
(3) Die nach Tarif jährlich, monatlich, wöchentlich oder täglich
bzw. nach Quadratmetern oder laufenden Metern zu erhebende
Gebühr wird für jede angefangene Berechnungseinheit voll berech-
net. Die Gebühr wird auf volle Euro-Beträge abgerundet.
Bei jährlichen Gebühren werden, soweit nicht im Gebührentarif
auch monatliche, wöchentliche oder tägliche Gebühren ausge-
wiesen sind, für angefangene Kalenderjahre anteilige Gebühren
erhoben; jeder angefangene Monat wird mit einem Zwölftel des
Jahresbetrages berechnet.
(4) lst die sich nach Abs. 3 ergebende Gebühr geringer als die im Tarif
festgesetzte Mindestgebühr, so wird die Mindestgebühr erhoben.
(5) Bei Sondernutzungen, für die im Gebührentarif eine Rahmen-
gebühr enthalten ist, wird die Gebühr innerhalb des Rahmens
bemessen,
1. nach Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und den

Gemeingebrauch und
2. nach dem wirtschaftlichen Interesse des Gebührenschuldners

an der Sondernutzung.
(6) lst eine Sondernutzung im Gebührentarif nicht enthalten, richtet
sich die Gebühr nach einer im Tarif enthaltenen vergleichbaren Son-
dernutzung. Fehlt auch eine solche Tarifstelle, ist eine Gebühr von
5,- Euro bis 50,- Euro entsprechend Abs. 5 zu erheben.

s 2
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind
a) der Antragsteller,
b) der Erlaubnisnehmer, auch wenn er den Antrag nicht selbst

gestellt hat,
c) derjenige, der die Sondernutzung tatsächlich ausübt oder in

seinem Interesse ausüben lässt
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

s 3
Entstehung und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Gebühr entsteht
a) für Sondernutzungen auf Zeit:

bei Erteilung der Erlaubnis für deren Dauer;
b) für Sondernutzungen auf Widerruf:

erstmalig bei der Erlaubnis für das laufende Kalenderjahr, für
nachfolgende Jahre jeweils am 31.12.;

c) für Sondernutzungen, für die bei Inkrafttreten dieser Satzung
eine Edaubnis bereits erteilt war:
mit Inkrafttreten der Satzung, Beträge, die aufgrund bisheri-
ger Regelungen bereits gezahlt worden sind, werden ange-
rechnet.

d) bei Sondernutzungen, für die eine förmliche Erlaubnis nicht
erteilt wurde mit deren Beginn.

(2) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid erhoben. Sie
sind einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.
(3) Die Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren ein-
gezogen.

s 4
Gebührenerstattung

(1) Gezahlte Gebühren werden auf Antrag anteilmäßig erstattet,
wenn die Sondernutzungserlaubnis vozeitig widerrufen oder aus
sonstigen Gründen beendet wird. Bei widerrufl ichen Dauerer-
laubnissen bleiben in jedem Falle die Gebühren bis zu dem Betrag
einbehalten, der sich bei der Erteilung einer Erlaubnis auf Zeit bis
zur Beendigung der Sondernutzung ergeben hätte. Beträge unter
25,- Euro werden nicht erstattet.
(2) Der Antrag kann nur innerhalb von drei Monaten nach Been-
digung der Sondernutzung gestellt werden.
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s s
Stundung, Herabsetzung und Erlass
(1) Stellt die Erhebung der Sondernutzungsgebühr im Einzelfall
eine erhebliche Härte dar, kann die Gemeinde auf Antrao Stun-
dung gewähren.
(2) Sofern die Einziehung der Gebühr nach Lage des einzelnen
Falles unbillig wäre, kann Erlass gewährt werden. Unter den glei-
chen Voraussetzungen kann von der Erhebung der Gebühr teil-
weise abgesehen werden.
(3) Von der Festsetzung der Gebühr kann ganz abgesehen werden,
wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird.
Dies gilt auch dann, wenn an dem Absehen von der Gebühr ein
öffentliches Interesse besteht; ein öffentliches Interesse an der
Sondernutzung allein reicht nicht aus.

s 6
Gebührenfreiheit

s 7
lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig treten folgende Satzungen außer Kraft:
a) Die Sondernutzungsgebührensatzung der Lutherstadt Eisle-

ben vom 13. November2001
b) Die Sondernutzungsgebührensatzung der Gemeinde Volks-

tedt vom 21. November 2001
c) Die Sondernutzungsgebührensatzung der Gemeinde Wolfe-

rode vom 18. September 2003
Lutherstadt Eisleben, den 08.1 1 .2007

,Fftb
Erfüllt die Sondernutzung gemeinnützige Zwecke, wird eine Son- Jutta Fischer
dernutzungsgebühr nicht erhoben. Bürgermeisterin

Gebührentarif der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen,
Gehwegen und Plätzen in der Lutherstadt Eisleben

lfd.-Nr. Art der Sondernutzuno

1 Baustelleneinrichtungen sowie Materiallagerplätze
- auf Gehwegen und Plätzen (ie mr)
- auf Straßen (e m2)

2 Aufstellen von Baugerüsten in den öffentlichen Ver-
kehrsraum (eingerüstete Gebäudefront)
je lfd. M.

3 Aufstellen von Containern in den öffentlichen
Verkehrsraum
je Stück

4 Aufstellen von Hubarbeitsbühnen
je Stück

5 Bei Sondernutzungserlaubnissen auf bewirtschafteten
Flächen werden zuzüglich der SN-Gebühren der Ausfall
der möglichen Einnahmen in Höhe von 75 v. H. erhoben

6 Verlegen von Ver- und Entsorgungsleitungen
a.) als Rohrleitungen mit einem Durchmesser
je 100 m Länge
- b is ' l  00 mm
- über 100 mm
b.) soweit es keine Rohrleitungen sind

7 5 %

je 100 m Länge 5,-
7 Lagerung von nicht unter Nr. 1 - 4 fallende Gegenstände

über 24 Stunden hinaus
a.) Gegenstände, wie Sperrmüll o. A,
je m' 0,5
b.) Abstellen von nicht zugelassenen Fahrzeugen zum
Zwecke des Verkaufes o. A.
je Fahrzeug 20,-

8 Sportliche Veranstaltungen mit
Verkehrsraumeinschränkungen 25,-

9 a.) Verkaufswagen oder ambulante Verkaufsstände
kurzzeitig (tageweise)
j e  m '  1 , -
b.) Verkaufswagen und ambulante Verkaufsstände
längerfristig oder nach Tourenplan
je m'  10.-

10 Informationsstände und sonstige den Straßenraum
beanspruchende I nformationsverbreitung
je  m '  1 . -

11 Verteilen von Handzetteln oder anderen Werbeschriften
mit Ausnahme der Werbung politischen und religiösen
Inhalts sowie die Werbung durch Personen, die Plakate
oder ähnliche Ankündigungen umhertragen

20,-

je Person
a.) ohne Lautsprecher
b.) mit Lautsprecher

Benutzungsgebühr
EUR EUR EUR
tgl. mtl. jährl.

0,8
1

0 ,1

Mind.- Höchst.-
gebühr gebühr
EUR EUR

1 0 , -
1 0 , -

1 0 , -

6 -

10 , -4 -

6 , - 1 0 , -
1 0 , -

15 , -

10 , -

1 0 ,

10 , -
1 Ä  _

10 , -
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lfd. -Nr

1 2

Ad der Sondernutzung

Warenständer und -kästen vor Geschäften sowie
frei im Straßenraum aufgestellte Automaten
a.) vor Geschäften
je m'
b.) frei im Straßenraum
je m'
Schaustellereinrichtungen wenn nicht anders geregelt
a.) bei Veranstaltungen
je m'
b.) Schausteller im Winterquafiier
le Fahrzeug
Werbeanlagen, die innerhalb einer Höhe von 3,0 m über
dem Gehweg oder 4,5 m über der Fahrbahn angebracht
oder aufgestellt sind
Aufsteller, Transparente, u. A.
je m'
Fahnenmasten o. A.
je Stück
Außenbestuhlung für Freicafe
a.) kurzzeitig befristet
je m'
b.) Freicaf6 für längere Zeit
je m'
Fahrradständer, Fahrradabstellan lagen
ie Stück

Benutzungsgebühr Mind.- Höchst.-
EUR EUR EUR gebühr gebühr
tg l .  mt l .  jähr l .  EUR EUR

t c , -

25,- 100,-

25,-

1 0 , _

die Anlage neuer und die Anderung bestehender Zufahrten
und Zugänge im Verknüpfungsbereich der Ortsdurchfahrten,
die vorübergehende Anlage von Gehwegüberfahrten oder
anderen Grundstückszufahrten bei Baumaßnahmen (Bau-
stellenzufahrten),

4. das Verteilen und der Verkauf von Handzetteln, Flugblättern
und anderen Werbeschriften mit Ausnahme der Werbung poli-
t ischen und religiösen Inhalts,

5. Werbefahrten mit Fahrzeugen und die Werbung durch Perso-
nen, die Plakate oder ähnliche Ankündigungen umhertragen
oder Handzettel verteilen,

6. Werbung mit Lautsprechern,
7. das Abstellen von nicht zugelassenen, aber zulassungs-

pflichtigen sowie von nicht betriebsbereiten Fahrzeugen und
Anhängern,

8. das Aufstellen von Fahrradständern und die Errichtuno von
Fahrradabstel lanlagen,

9. das Zurschaustellen von Tieren,
1 0. motorsportliche Veranstaltungen,
11. das Aufstellen von Warenauslaoen und Warenständern.

s 3
Pflichten der Erlaubnisnehmer

(1)Die Erlaubnisnehmer haben für einen ungehinderten Zugang
zu a l len in  d ie Straßendecke e ingebauten Einr ichtungen zu
sorgen. Wasserablaufrinnen, Kanalschächte, Hydranten, Kabel-
,  Heizungs-  und sonst ige Revis ionsschächte s ind f re izuhal-
ten.  Sowei t  beim Aufste l len,  Anbr ingen oder Ent fernen von
Gegenständen der Straßenkörper aufgegraben werden muss,
ist die Arbeit so vorzunehmen, dass nachhaltige Schäden am
Straßenkörper und an den Anlagen, insbesondere den Was-
serablaufr innen und den Versorgungs-  und Kanal le i tungen,
sowie eine Anderung ihrer Lage vermieden wird. Die Stadt ist
spätestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten schrift l ich zu
benachrichtigen. Die Verpfl ichtung, andere beteil igte Behör-
den oder Stellen zu benachrichtigen oder deren Genehmigung
einzuholen,  b le ibt  unberühr t .
(2) Wird eine beantragte und genehmigte Sondernutzung nicht in
Anspruch genommen, so ist die Sondernutzung bis zum Tage
ihres Beginnes bei der zuständigen Behörde schriftlich oder tele-
fonisch abzumelden.

7 -

8 , -

0,3

1 3

1 4

1 5

t o

1 0 , -^ _

2,5

0 ,1 10, -

1 n  -

1 7

Satzung
über Erlaubnisse für Sondernutzungen
an Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten
Aufgrund der $$ 2, 4, 6 und 44 Abs. 3ZifIer 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. Oktober
1993 (GVBI. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes zur Anderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom
16. November 2006 (cVBl. LSA S. 522), des g 50 Abs. 2 Stra-
ßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom
06.07.1993 (GVBI. LSA S. 334), zuletzt geändert durch Artikel
4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2004 (GVB|. LSA S. 856)
und $ 8 Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in der Fas-
sung und Bekanntmachung vom 20. Februar 2003 (BGBI. I S.
286), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom22. April 2005
(BGBI. I S. 1128) hat der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben mit
Zust immung der  für  d ie Ortsdurchfahr ten zuständigen Stra-
ßenbaubehörde ($ 50 Abs. 1 Ziff. 1 StrG LSA)/der obersten Lan-
desstraßenbaubehörde (S 8 Abs. 1 Satz 5 FStrG) in seiner Sit-
zung am 30.10.2007 folgende Satzung beschlossen:

s 1
Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für Gemeindestraßen einschließlich öffentlicher
Wege und Plätze sowie für Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes-
und Kreisstraßen im Gebiet der Lutherstadt Eisleben mit Ausnahme
im Gebiet der Ortschaft Polleben.
(2)Zu den öffentlichen Straßen gehören der Straßenkörperi der Luft-
raum über dem Straßenkörper, das Zubehör und die Nebenanlagen.

s 2
Erlaubnispflicht für Sondernutzungen

Für den Gebrauch der in g 1 bezeichneten Straßen über den
Gemeingebrauch hinaus (Sondernutzung) ist die Erlaubnis der
Stadt erforderlich, soweit diese Satzung in g 6 - erlaubnisfreie
Sondernutzung - nichts anderes bestimmt. Zur erlaubnispfl ichti-
gen Sondernutzung zählen auch:
1. das Aufstellen von Baubuden, Gerüsten, Schuttrutschen, das

Abstellen von Arbeitswagen, Baumaschinen und -geräten, die
Lagerung von Baustoffen und Bauschutt,

2.

?
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(3) Erlischt die Erlaubnis, haben die bisherigen Erlaubnisnehmer
die Sondernutzung einzustellen, alle von ihnen erstellten Einrich-
tungen und die zur Sondernutzung verwendeten Gegenstände
unverzüglich zu entfernen und den früheren Zustand ordnungs-
gemäß wiederherzustellen.

s 4
Haftung

Die Stadt kann verlangen, dass der Erlaubnisnehmer zur Deckung
des Haftpflichtrisikos vor der Inanspruchnahme der Erlaubnis den
Abschluss einer ausreichenden Haftpflichtversicherung nachweist
und diese Versicherung für die Dauer der Sondernutzung auf-
rechterhält. Auf Verlangen der Stadt sind ihr der Versicherungs-
schein und die Prämienquittungen vorzulegen.

s 5
Erlaubnisantrag
('l) Erlaubnisanträge sind bei der Stadt zu stellen. Die Stadt kann
Erläuterungen durch Zeichnungen, textliche Beschreibungen oder
in sonst geeigneter Weise verlangen.
(2) Wird durch die Sondernutzung ein im Eigentum eines Dritten ste-
hendes Grundstück in Anspruch genommen oder in seiner Nutzung
beeinträchtigt, kann die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis von
der schriftlichen Zustimmung des Berechtigten abhängig gemacht
werden. Entsprechend kann verfahren werden, wenn durch die Son-
demu2ung Rechte Dritter auf BenuEung der Straße über den Gemein-
gebrauch hinaus beeinträchtigt werden können.

s 6
Erlaubnisfreie Sondernutzung

(1) Keiner Sondernutzung bedürfen, soweit nicht eine Bauge-
nehmigung erforderlich ist,
1. sonstige in den Straßenraum hineinragende Werbe- oder Ver-

kaufseinrichtungen und Automaten bis'zu einem Flächenbe-
darf von 0.8 m2.
a)wenn sie außerhalb von Fußgängerzonen und verkehrsbe.
ruhigten Bereichen in einer Höhe bis zu 3,0 m nicht mehr als
5 %o der Gehwegbreite beanspruchen und höchstens 30 cm
in einen Gehweg hineinragen, oder
b)wenn sie innerhalb von Fußgängerzonen oder verkehrsbe.
ruhigten Bereichen in einer Höhe bis zu 4,50 m nicht mehr als
5 %o der Breite des öffentlichen Verkehrsraumes beanspru-
chen und höchstens 30 cm in den öffentlichen Verkehrsraum
hineintragen

2. bauaufsichtl ich genehmigte Anlagen im Straßenkörper, wie
Kellerlichtschächte, Roste, Einwurfs Vorrichtungen, Treppen-
stufen, wenn sie nicht mehr als 0,6 m in einen Gehweg oder
1 m in eine Fußgängerzone oder einen verkehrsberuhigten
Bereich hineinragen.

3. das Verteilen und der Verkauf von Handzetteln, Flugblättern und
Schriften politischen oder religiösen Inhalts auf öffentlichen Stra-
ßen, diese Tätigkeiten sind vor Beginn der Gemeinde anzuzei-
gen; wird diese erlaubnisfreie Sondernutzung beendet, so hat der
bisherige Nutzer die von ihm erstellten Einrichtungen und für Son-
dernutzung venrvendeten Gegenstände zu entfernen und den fül-
heren Zustand ordnungsgemäß wiederherzustellen,

4. das Aufstellen von Fahrradständern und die Errichtung von
Fahrradabstellanlagen durch den Träger der Straßenbaulast;

5. behördliche genehmigte Straßensammlungen sowie der Verkauf
von Losen für behördlich genehmigte Lotterien auf Gehwegen,
in Fußgängeaonen oder verkehrsberuhigten Bereichen.

(2) Sonstige nach öffentl ichem Recht erforderliche Erlaubnisse,
Genehmigungen oder Bewill igungen bleiben unberührt.

s 7
Einschränkungen erlaubnisfreier Sondernutzungen

s 8
Sondernutzungsgebühren
Die Gebühren für Sondernutzungen, die der Stadt als Träger der
Straßenbaulast und in Ortsdurchfahrten zustehen, richten sich
nach der Sondernutzungsgebührensatzung der Stadt in der jeweils
gültigen Fassung.

s e
Übergangsregelung
(1) Sondernutzungen, für die die Gemeinden vor Inkrafttreten die-
ser Satzung eine Erlaubnis auf Zeit oder Widerruf erteilt haben,
bedürfen keiner neuen Erlaubnis nach $ 2 dieser Satzung.
(2) Die bisher ortsübliche, über den Gemeingebrauch hinausge-
hende Benutzung der in $ 1 genannten Straßen endet mit dem
Inkrafttreten dieser Satzunq.

s 1 0
Ordnungswidrigkeiten und Zwangsmittel

(1) Die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten bestimmt sich nach
$ 48 StrG LSA und $ 23 FStrG.
(2) Ordnungswidrig im Sinne des $ 6 Abs. 7 GO bei Benutzung
von Ortsdurchfahrten von Bundesstraßen und im Sinne des $ 48
Abs. 1 Ziff. 3 StrG LSA bei der Benutzung der übrigen durch die
Satzung erfassten Straßen handelt auch, wer
- entgegen S 3 Abs. 1 Satz 1 nicht für einen ungehinderten Zugang

zu den in die Straßendecke eingebauten Einrichtungen sorgt,
- entgegen $ 3 Abs. 1 Satz2 dieser Satzung nicht die Wasser-

ablaufrinne, Kanalschächte, Hydranten, Kabel-, Heizungs-
und sonstigen Revisionsschächte freihält,

- entgegen $ 3 Abs. 3 dieser Satzung die Sondernutzung nicht
einstellt oder

-  entgegen$3Abs.  3oder$6Abs.  1 Nr.  4dieserSatzung den
früheren Zustand nicht ordnungsgemäß wiederherstellt.

In diesen Fällen kann jede Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbu-
ße bis zu 2.500,- Euro geahndet werden.
(3) Die Anwendung von Zwangsmitteln im Rahmen des $ 109
SOG LSA i. V. m. $$ 71 bis74 VwVG LSA und $$ 53 ff. SOG LSA
durch die Gemeinde bleibt unberührt.

s 1 1
Märkte
Für die öffentlichen Märkte (Wochen- und ähnliche Märkte) gel-
ten die besonderen Bestimmungen gesetzlicher Vorschriften.

s 1 2
lnkrafüreten
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Krafi. Gleichzeitig treten folgende Satzungen außer Kraft:
a) Die Satzung über Erlaubnisse für Sondernutzungen an

Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten der Lutherstadt Eis-
leben vom '13. November 2001 .

b) Die Satzung über Erlaubnisse für Sondernutzungen an Gemein-
destraßen und Ortsdurchfahrten der Gemeinde Volkstedt vom
26. Juli 1995, zuletä geänded am 21 . November 200'l .

c) Die Satzung über Erlaubnisse für Sondernutzungen an
Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten der Gemeinde Wol-
ferode vom 16.05.2002.

d) Die Satzung über Erlaubnisse für Sondernutzungen an
Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten der Gemeinde
Rothenschirmbach vom 29.02. 1 996.

Lutherstadt Eisleben, den 08.1 1.2007

,r/-b
Erlaubnisfreie Sondernutzungen gemäß $ 6 können eingeschränkt,
mit Auflagen versehen oder untersagt werden, wenn öffentliche Jutta Fischer
Belange, insbesondere Belange des Verkehrs, dies erfordern. Bürgermeisterin



Eisleben - 8 - Nn12/2007

Satzung über die Festsetzung der
Hebesätze für Grund- und Gewerbesteuern
für den Ortsteil Wolferode
(Hebesatzsatzung)
Auf der Grundlage des $ 25 Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973
(BGBl. I S. 965), zulelzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 1. September 2005 (BGBI. I S. 2676), des $ 16 Gewerbe-
steuergesetz vom 15.10.2002 (BGBI. 1S.4167), zulelzt geändert
durch Arlikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBI. I S.
2878), der SS 6, 8 und 44 Abs. 3 Nr. 1 sowie $ 91 Abs. 2 Nr. 2 der
Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993
(GVBI. LSA S. 568), zuletzl geändeft durch Afiikel 1 des Geset-
zes vom 16.1 1.2006 (GVBI. LSA S. 522) und der $$ 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI.
LSA S. 405), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom
.18. November 2005 (GVBI. LSA S. 698) beschließt der Stadtrat
in seiner Sitzung am 02.10.2007 folgende Hebesatzsatzung für
den Ortsteil Wolferode:

s l
Hebesätze

Die Hebesätze sind für die Grundsteuern und die Gewerbesteu-
ern wie folgt festgesetzt:
't . Grundsteuer - Grundsteuer A

- Grundsteuer B
2. Gewerbesteuer

s 2
Geltungsdauer

260 v. H.
370 v. H.
350 v. H.

Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Haushaltsjahr 2008.

s 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2008 in Kraft.
Lutherstadt Eisleben, den 23.'1 0.2007

ß/rb
Jutta Fischer
Bürgermeisterin

A5 Bekanntmachunqen der Verwaltunq

Bekanntmachung der Lutherstadt Eisleben

Beschluss über den,,Konzeptionellen Stadtumbauplan Alt-
stadt mit integrierter Denkmalpflege" der Lutherstadt Eisle-
ben vom 30.10.2007
Der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben hat in seiner Sitzung am
30.10.2007 auf  der  Grundlage der  Abwägungsbeschlüsse
(Beschluss-Nrn. 29/194 - 208/07) den,,Konzeptionellen Stadt-
umbauplan Altstadt mit integrierter Denkmalpflege" der Luther-
stadt Eisleben vom 30.10.2007 als Beitrag zur Fortschreibung
des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes als Städtebauliches
Entwicklungskonzept für das Stadtumbaugebiet Altstadt gemäß
S 171 b BauGB sowie zur Ergänzung der Sanierungsziele im Sanie-
rungsgebiet lnnenstadt beschlossen (Beschluss-Nr. 29/209/07).
Er ersetzt den städtebaulichen Rahmenplan, 1. Fortschreibung,
aus dem Jahr 2001.
Der Beschluss über den ,,Konzeptionellen Stadtumbauplan Alt-
stadt mit integrierter Denkmalpflege" der Lutherstadt Eisleben
vom 30.10.2007 tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung ent-
sprechend $ 6 (5) der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-
Anhalt in Kraft.

Jedermann kann den,,Konzeptionellen Stadtumbauplan Altstadt
mit integrierter Denkmalpflege" in der Stadtverwaltung Luther-
stadt Eisleben, Fachbereich 4 - Kommunalentwicklung/Bau, Klo-
sterstraße 23 während der Öffnungszeiten Dienstag von 09.00
bis 12.00 Uhr und Donnerstag von 09.00 bis '12.00 Uhr und 13.00
bis 18.00 Uhr einsehen und über den lnhalt Auskunft erhalten.
Lutherstadt Eisleben, den 19.' l 1.2007

ßlw
Jutta Fischer
Bürgermeisterin

Bekanntmachunq der Lutherstadt Eisleben

Offentliche Auslegung des Entwurfes der
1. Anderung des Bebauungsplanes Nr.3,,Neubau
von Produktionsanlagen in Rothenschirmbach",
erstellt am 07.09.2007

lm Stadtrat der Lutherstadt Eisleben am 06.02.2007 wurde der
Beschluss über die Anderung des Bebauungsplanes Nr. 3 ,,Neubau
von Produktionsanlagen in Rothenschirmbach" (Beschluss-Nr.:
22/120/07) gefasst.
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung zum Vorentwurf fand in Form einer
öffentlichen Bürgerversammlung am 10.05.2007 statt sowie durch
die Auslegung vom 10.05.2007 bis einschließlich 11.06.2007.
Auf der Grundlage der eingegangenen Anregungen erfolgte die
Überarbeitung des Vorentwurfes (kein Abwägungsbeschluss).
Den Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 3. ,,Neu-
bau von Produktionsanlagen in Rothenschirmbach", erstellt am
07.09.2007 hat der Stadtrat der Lutherstadt Eisleben in seiner
Sitzung am 30.1 0.2007 (Beschluss-Nr.: 29/210/07) anerkannt und
zur Auslegung bestimmt.
Der Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 3 ,,Neu-
bau von Produktionsanlagen in Rothenschirmbach" fl-eil A), die
Textlichen Festsetzungen fleil B) einschl. Begründung mit Umwelt-
bericht und die Schalltechnische Untersuchung, Planungsstand:
O8/20O7 liegt in der Zeit
vom 17.12.2O07 bis einschl. 21.01.2008
in der Stadtverwaltung der Lutherstadt Eisleben, Fachbereich 4
- Kommunalentwicklung/Bau, KlosterstraBe 23, Zimmer 1 0 wäh-
rend der Werktage
Montag, Dienstag,
Mittwoch von 8.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 15.00 Uhr,
Donnerstag von 8.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr,
Freitag von 8.00 - 12.00 Uhr
sowie in der Ortschaft Rothenschirmbach von Lutherstadt-Eisle-
ben, Gewerbegebiet Nr. 24 (ehemalige Sparkasse) während der
Sprechzeiten Dienstag von 15.00 - 17.00 Uhr für jedermann zur
Einsicht öffentlich aus.
Laut $ 3 (2) und $ 4 (2) BauGB ist der Entwurf der 1. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 3 ,,Neubau von Produktionsanlagen in
Rothenschirmbach" für die Dauer eines Monats öffentl ich aus-
zulegen. Aufgrund der in dieser Zeit l iegenden gesetzlichen Fei-
ertage wird die Auslegungsdauer auf 5 Wochen erweitert.
Während dieser Auslegungsfrist können Anregungen/Stellung-
nahmen zu dem Entwurf schrift l ich oder während der Dienst-
stunden zur Niederschrift vorgebracht werden.
Lutherstadt Eisleb'en, den 1 3.1 1.2007

,y('u
Jutta Fischer
Bürgermeisterin
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Redaktionsschluss für das Amtsblatt der
Lutherstadt Eisleben und der Verwaltungs-
gemeinschaft Lutherstadt Eisleben
Jahr 2008
Heft Redaktionsschluss Erscheinungs-

datum

Nr. 01/2008 Mi., 05.12.2007, 15.00 Uhr Do.,20.12.2OO7
Nr.  0212008 Mi . ,23.01.2008,  15.00Uhr Do. ,  07.02.2008
Nr.  03/2008 Mi . ,2O.O2.2O08,  15.00 Uhr 'Do. ,  06.03.2008
Nr.  04/2008 Mi . ,  19.03.2008, '15.00Uhr Do. ,03.04.2008
Nr. 05i2008 Mi.,23.04.2008, 15.00 Uhr Do., 08.05.2008
Nr.  06/2008 Mi . ,21.05.2008,  15.00Uhr Do. ,  05.06.2008
Nr. 0712008 Mi., 18.06.2008, 15.00 Uhr Do., 03.07.2008
Nr. 08/2008 Mi.,23.07.2008, 15.00 Uhr Do., 07.08.2008
Nr. 09/2008 Mi., 20.08.2008, 15.00 Uhr Do., 04.09.2008
Nr.  10/2008 Mi . ,  17.09.2008,  15.00 Uhr Do. ,02.10.2008
Nr.  1 ' l12008 Mi . ,22.10.2008,  15.00 Uhr Do. ,  06.11.2008
Nr. 1212008 Mi., 19.1 1 .2008, '15.00 Uhr Do., 04.12.2008
Nr.01/2009 Mi . ,03.12.2008,  15.00 Uhr Do. ,  18.12.2008
Wichtige Hinweise:
Die o. g. Termine benennen den Redaktionsschluss für die Pres-
sestelle der Lutherstadt Eisleben. Da es bestimmte Fertigungs-
zeiten für das Amtsblatt gibt und damit diese auch pünktlich zuge-
stellt werden können, sind Nachreichungen nach diesem Termin
generell nicht möglich!!!
Wir bitten auch im Jahr 2008 darum, dass die Zuarbeiten für Ver-
öffentl ichungen per E-Mail, auf CD oder Diskette erfolgen. Die
Texte liefern Sie bitte im doc-Format, Sondeaeichen bitte immer
ausschreiben. Bilder und Logos niemals in den Text einbinden -

immer getrennt - im jpg-Format beifügen, die Auflösung sollte

mindestens 300 pixel/inch betragen. Achten Sie bei den Bildern
auf gute Qualität. Fotos als Papierausdruck oder Ablichtung sind
nicht verwertbar.
Bitte haben Sie dafür Verständnis. Vielen Dank!
Stadtverwaltung Lutherstadt Eisleben
Sachgebiet Öffentlichkeitsarbeit u. Kultur
Markt 01, 06295 Lutherstadt Eisleben
Tel.: 0 34 75/6 55 -1 41
Fax: 0 34 7516 55 -1 88
E-Mail: presse@lu

Marktfestsetzung gemäß S 69
Gewerbeordnung

Festsetzungsergänzun g

Hiermit wird gemäß $ 69 Gewerbeordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBI. I S. 202), mit den
seither erfolgten Anderungen, der Weihnachtsmarkt vom 08.12.
bis 23.12.2007 als Spezialmarkt im Sinne des $ 68 Abs. 1 der
Gewerbeordnung festgesetzt.
Es gelten folgende Öffnungszeiten:
Montag bis Sonnabend von'10.00 b is  18.00 Uhr
Sonntag von 13.00 bis 18.00 Uhr.
Darüber hinaus können die lmbiss- und Schankbetriebe täglich
bis 19.00 Uhr öffnen.
Der Weihnachtsmarkt findet auf dem Marktplatz der Lutherstadt
Eisleben statt, und umfasst die schraffierte Fläche des beigefüg-
ten Planes, der Bestandteil dieser Festsetzungsverfügung ist.
- Am Sonntag, dem 09.12.2007, öffnet der Weihnachtsmarkt bis
20.30 Uhr und wird um die Fläche des Planes (siehe schraffierte
Fläche) erweitert.
l. A. Michalski
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B Gemeinde Bischofrode

Bl Beschlüsse des Gemeinderates der
Gemeinde Bischofrode am 18.10.2007
- keine Beschlüsse -

Beschlüsse des Gemeinderates der
Gemeinde Bischofrode am 01.1 1.2007

Beschluss-Nr. BlSCH2l /1 8/07
Der Gemeinderat  der  Gemeinde Bischofrode beschl ießt  d ie
1.  Nachtragssatzung für  das Haushal ts jahr  2OO7.
Beschluss-Nr. B|SCH2l /1 9/07
Der Gemeinderat der Gemeinde Bischofrode beschließt die Fort-
schreibung des Haushaltskonsolidierungsprogrammes für das
Haushaltsjahr 2007.
Besch I uss- N r. BlSCH2l I 2O I 07
Der Gemeinderat der Gemeinde Bischofrode beschließt, die bevor-
stehende Bürgermeisterwahl entsprechend g 60 Abs. 1 Satz 4
GO LSA zu verschieben.
Beschl uss- N r. BlSCH2l / 21 I O7
Der Gerneinderat der Gemeinde Bischofrode beschließt, für die
Eingemeindung zum 01.01.2009 in die Lutherstadt Eisleben eine
Bürgeranhörung entsprechend g 17 GO LSAdurchzuführen. Der
Stimmzettel zur Anhörung enthält die vom Gemeinderat beschlos-
sene Frage: ,,Soll die Gemeinde Bischofrode in die Lutherstadt
Eisleben eingegliedert werden?",,Ja",,Nein"
Beschf uss- N r. BlSCH2l I 221 07
Der Gemeinderat der Gemeinde Bischofrode beschließt, die Bür-
geranhörung am 02.03.2008 in der  Zei t  von 8.00 -  18.00 Uhr
durchzuführen.
Besch luss- N r. BlSCH2l I 231 O7
Der Gemeinderat der Gemeinde Bischofrode beauftragt den Bür-
germeister mit der Bürgermeisterin der Lutherstadt Eisleben den
Gebietsänderungsvertrag zwischen der Lutherstadt Eisleben und
der Gemeinde Bischofrode zu erarbeiten, mit dem Ziel, vorbe-
haltl ich der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehör-
de und des Landesverwaltungsamtes, der Wirksamkeit ab
01 .01 .2009 .
Besch luss- N r. BlSCH2l I 241 O7
Der Gemeinderat der Gemeinde Bischofrode beschließt die Mit-
gliedschaft im Tierheimverein,,Am Sandgraben" e. V., Hauptstraße
141 in 06295 Lutherstadt Eisleben. Gleichzeitig beauftragt der
Gemeinderat den Bürgermeister der Gemeinde Bischofrode, eine
entsprechende Vereinbarung auf der Grundlage des Entwurfes, wel-
cher am 18.10.2007 in der Gemeinderatssitzung vorgestellt wurde,
mit dem Tierheimverein ,,Am Sandgraben" e. V. abzuschließen.
Beschf uss- N r. BISCHZl | 251 O7
Der Gemeinderat Bischofrode beschließt die 1. Anderungssat-
zung der Friedhofssatzung der Gemeinde Bischofrode.
Besch luss- N r. BlSCH2l | 261 07
Der Gemeinderat Bischofrode beschließt die 3. Anderungssat-
zung der Gebührensatzung über die Benutzung des Friedhofes
in der Gemeinde Bischofrode.

82.Satzungen
1. Anderungssatzung der Friedhofssatzung
der Gemeinde Bischofrode

Aufgrund der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt
vom 05.10.1993, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
zur Anderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 16. Novem-
ber 2006 und des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und
Friedhofswesen des Landes Sachsen-Anhalt (Bestattc LSA) vom
01.03.2002 sowie der Friedhofssatzung für den Friedhof der
Gemeinde Bischofrode vom 24.01.2002 beschließt der Gemein-
derat der Gemeinde Bischofrode in seiner Sitzung am 01 .1 1.2OO7
die folgende 1. Anderung der Friedhofssatzung für den Friedhof
der Gemeinde Bischofrode:

s 1
Anderung der Friedhofssatzung der
Gemeinde Bischofrode

$ 1 Geltungsbereich wird wie folgt geändert:
Diese Satzung gilt für den gemeindeeigenen Friedhof und für den
kirchlichen Teil des Friedhofes der Gemeinde Bischofrode.

s 2
Inkrafüreten

Die 1. Anderung der Friedhofssatzung der Gemeinde Bischofro-
de tritt am 01.01.2008 in Kraft.
Bischofrode, den 08.1 1.2OO7

1W^-*l
Goldhammer
Bürgermeister

3. Anderungssatzung der Gebührensatzung
über die Benutzung des Friedhofes in
der Gemeinde Bischofrode
Aufgrund der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt
vom 05.10.1993, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
zur Anderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 16. Novem-
ber 2006 und des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt (KAG LSA) in der zurzeit gültigen Fassung sowie der
Friedhofssatzung für den Friedhof der Gemeinde Bischofrode
v om 24.01 .2002, zuletzt geändert d urch die 2. Anderun gssatzu n g
am 27.11.2003,  beschl ießt  der  Gemeinderat  der  Gemeinde
Bischofrode in seiner Sitzung am 01.1 1.2007 die folgende 3. Ande-
rungssatzung der Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof der
Gemeinde Bischofrode:

s l
Anderung der Gebührensatzung über die Benutzung
des Friedhofes in der Gemeinde Bischofrode

$ 1 Gebührenpflicht wird wie folgt geändert:
Für die Benutzung des gemeindeeigenen Friedhofes und des
kirchlichen Teils des Friedhofes der Gemeinde Bischofrode wer-
den Gebühren nach Maßgabe dieser Satzung erhoben.

s 2
Inkrafüreten
Die 3. Anderung der Gebührensatzung über die Benutzung des
Friedhofes in der Gemeinde Bischofrode tritt am 01.01.2008 in
Kraft.
Bischofrode. 08.1 1 .2007

Goldhammer
Bürgermeister

1. Nachtragssatzung der Gemeinde
Bischofrode für das Haushaltsiahr 2OO7
Aufgrund vom $ 95 Gemeindeordnung für das Land Sachsen-
Anhalt gültig ab 01 .07.1994 in der zuletzt gültigen Fassung hat
der Gemeinderat in der Sitzung am 01.11.2007 folgende Nach-
tragssatzung für das Haushaltsjahr 2007 beschlossen:
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s l
Mit dem Nachtragsplan werden

Erhöht vermin- u. damit der Gesamtbetrag
dert d. HPL

Gegenüber
bisher auf

- € - - € - - € -

Beschluss-Nr.: HED19|35|2OO7
Der Gemeinderat stimmt dem Abschluss des beigefügten 1. Nach-
trages (in der Entwurfsfassung vom 20.06.2007) des zwischen
der Gemeinde Hedersleben und der MIDEWA Wasserverso-
rungsgesellschaft in Mitteldeutschland mbH bestehenden Kon-
zessionsvertrages zu.
Beschluss-Nr.: HEDl 9/36/2007
Vergabe von Bauleistungen
Beschf uss- N r.= HED1 9 | 37 I 2@7
Grundstücksan gelegenheit

4e6'5oo'oo c2 satzungen

nunmehr
festgesetzt

- € -

a) im VWH
die Einnahmen

43.700,00
die Ausgaben

b ) im  VMH
die Einnahmen

12.000,00
die Ausgaben

12.000,00

452.800,00

8.500,00 543.000,00

- 59.600,00

- 59.600,00

534.500,00

71.600,00

71.600,00

1. Nachtragssatzung der Gemeinde
Hedersleben für das Haushaltsiahr 2OO7

Aufgrund vom $ 95 Gemeindeordnung für das Land Sachsen-
Anhalt gültig ab 01.07.1994 in der zuletzl gültigen Fassung hat
der Gemeinderat in der Sitzung am 25.10.2007 folgende Nach-
tragssatzung für das Haushaltsjahr 2007 beschlossen:

s l
Mit dem Nachtragsplan werden

Erhöht vermin- und damit der Gesamtbetrag
dert d. HPL

gegenüber nunmehrfest-
bisher auf gesetzt auf

s 2
Die Höhe der bisher vorgesehenen Kredite für Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen wird nicht geändert.

s 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

s 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen wer-
den dürfen, wird gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht
verändert.

s 5
Die Steuerhebesätze werden nicht geändert.
Bischofrode. den 05.1 1.2007

Bürgermeister

2. Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2OO7 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Nachtragshaushaltsplan liegt, nach $ 94 Abs. 3 Gemeinde-
ordnung für das Land Sachsen-Anhalt, in der zuletzt gültigen Fas-
sung, in der Zeit vom 06.12.2007 bis 21.12.2007 zur Einsicht-
nahme in der Stadtveruraltung während der Dienstzeiten öffent-
l ich aus.
Bischofrode. den 5.1 1.07

W--ri
- Siege/ -

Bürgermeister

G Gemeinde Hedersleben

C1 Beschlüsse des Gemeinderates der Gemeinde
Hedersleben am 25.10.2ü)7

Beschf uss- N r= HED 19 | 34 I 2OO7
Der Gemeinderat der Gemeinde Hedersleben beschließt in sei-
ner Sitzung die 1. Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr 2007.

r'"i'rii " '

if;i"1i-,i 
't ',

\ t l i  tu
".n 

' t"l '

a) im VWH
die Einnahmen

27.700
die Ausgaben

27.700
b) im VMH
die Einnahmen

43.300
die Ausgaben

834.300

834.300

283.800

862.000

862.000

327.100

43.300 - 283.800 327.100

s 2
Die Höhe der bisher vorgesehenen Kredite für Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen wird nicht geändert.

s 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

s 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite aufgenommen wer-
den dürfen, wird gegenüber dem bisherigen Höchstbetrag nicht
verändert.

s 5
Die Steuerhebesätze werden nicht geändert.
Hedersleben. den 13.1 1.2007

e/-4--

Bürgermeister

2. Bekanntmachung der Nachtragshaushaltssatzung
Die vorstehende Nachtragshaushaltssatzung für das Haushalts-

iahr 2O07 wird hlermit öffentlich bekannt gemacht.
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Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Nachtragshaushaltsplan liegt, nach g 94 Abs. 3 Gemeinde-
ordnung für das Land Sachsen-Anhalt, in der zuletzt gültigen Fas-
sung, in der Zeil vom 06.' l 2.2007 bis 21 .12.2007 zur Einsicht-
nahme in der Stadtverwaltung während der Dienstzeiten öffent-
l ich aus.
Hedersleben. den 1 3.1 1.2007

e/;.4--

Bürgermeister

D Gemeinde Osterhausen

Dl Beschlüsse des Gemeinderates der
Gemeinde Osterhausen am 25.10.2007
Beschluss- Nr.: OSTH29/36/2007
Der Gemeinderat Osterhausen beschließt die 2. Anderungssat-
zung der Gebührensatzung über die Benutzung des Friedhofes
in der Gemeinde Osterhausen.
Beschluss-Nr.: OSTH29/37 I 2OO7
Der Gemeinderat beschließt die Hebesatzsatzuno für das Gebiet
der Gemeinde Osterhausen.

D2 Satzungen

2. Anderungssatzung der Gebührensatzung über
die Benutzung des Friedhofes in der
Gemeinde Osterhausen
Aufgrund der $$ 6, 8 und 44 Abs. 3 der Gemeindeordnung für
das Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993, zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes zur Anderung kommunalrechflicher Vor-
schriften vom 16. November2006 und dergg 1,2 und 5 des Kom-
munalabgabengesetzes vom 1 1.06.1991, zuletzt geändert durch
das Gesetz zur Anderung des Kommunalabgabengesetzes vom
16.04.1999, beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Oster-
hausen in seiner Sitzung am 25.10.2007 folgende 2. Anderungs-
sarzung:

s 1
Anderung

s 4
Benutzungsgebühren und Erwerb
von Nutzungsrechten
im Pkt. 5, Satz 1 wird wie folgt geändert:
5. ...pro Grabstelle 10.00 EUR erhoben.

s 2
Inkrafüreten

Die 2. Anderungssatzung der Gebührensatzung über die Benut-
zung des Friedhofes in der Gemeinde Osterhausen tritt am
01.01.2008 in Kraf t .
Osterhausen, 29.1O.2007

€c4
Rüdiger Folta
Bürgermeister

Satzung über die Festsetzung der
Hebesätze für Grund- und Gewerbesteuern

für die Gemeinde Osterhausen

Auf der Grundlage des $ 25 Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973
(BGBI. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 1. September 2005 (BGBI. I S. 2676), des g 16 Gewerbe-
steuergesetz vom 15.10.2002 (BGBI. I S. 4167), zulett geändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBI. I S.
2878), der $$ 6, 8 und 44 Abs. 3 Nr. 1 sowie g 91 Abs. 2 Nr. 2 der
Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 05.10.1993
(GVBI. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 16.1 '1 .2006 (cVBl. LSA S. 522) und der gg 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG-
LSA)in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI.
LSA S. 405), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom
'18. November 2005 (GVBI. LSA S. 698) beschließt der Gemein-
derat in seiner Sitzung am 25.10.2007 folgende Hebesatzsatzung
für die Gemeinde Osterhausen:

s 1
Hebesätze

Die Hebesätze sind für die Grundsteuern und die Gewerbesteu-
ern wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer - Grundsteuer A

- Grundsteuer B
2. Gewerbesteuer

s 2
Geltungsdauer

Die vorstehenden Hebesätze gelten für das Haushaltsjahr 2008.

s 3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01 .01.2008 in Kraft.
Osterhausen, den 1 2.1 1.2007

280 v. H.
350 v. H.
220 v. H.

€aI(
Bürgermeister

E Gemeinde Schmalzerode

El Beschlüsse des Gemeinderates der
Gemeinde Schmalzerode am 01.1 1.2OOz

Besch luss- N r: SCHM21 | ßl 2OO7
Der Gemeinderat der Gemeinde Schmalzerode beschließt die
Durchführung einer AB-Maßnahme mit dem Titel: ,,Fortsetzung
der Gestaltungsarbeiten an den Wegesystemen in der Gemar-
kung der Gemeinde Schmalzerode".
Die finanzielle Beteil igung der Gemeinde beträgt 6.500,00 EUR
(brutto) und soll im Haushalt 2008 eingeplant werden.
Beschluss-Nr: SCH M21 /491 2OO7
Die Gemeinde Schmalzerode beantragt, zum Zwecke der zusätz-
l ichen Alters-, Erwerbsminderung- und Hinterbliebenenversor-
gung ihrer Beschäftigten, unter Anwendung des AW-K in seiner
jeweils gültigen Fassung, mit Wirkung 01. November 2007 als
Mitglied in die Zusatzversorgungskasse Sachsen-Anhalt aufge-
nommen zu werden.
Beschluss-Nr: SCHM21 /50120(J7
Der Gemeinderat der Gemeinde Schmalzerode beauftragt den
Bürgermeister Verhandlungen mit der Lutherstadt Eisleben auf-
zunehmen, mit dem Ziel der Vorbereitung einer Gebietsände-
rungsvereinbarung.
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A

,uz_
Dr. Karl

G Bekanntmachungen anderer
Dienststellen und Zweckverbände
Amt für Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten Süd
Sitz: Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels
Postanschrift: PF 16 55, 06655 Weißenfels

Halle, den 25.10.2OO7

öffentl iche Bekanntmachung
Schlussfeststellunq

lm Bodenordnungsver{ahren Polleben ll, Verf.-Nr.61 1/2 10 ML
091 E wird festgestellt, dass die Ausführung nach dem Boden-
ordnungsplan bewirkt ist und dass den Beteiligten keine Ansprü-
che mehr zustehen, die im Bodenordnungsverfahren berück-
sichtigt hätten werden müssen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, Müll-
nerstraße 59, 06667 Weißenfels erhoben werden.

In Vertretung

Amt für Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten Süd
Sitz: Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels
Postanschrift: PF 16 55, 06655 Weißenfels

Halle, den 25.10.2007

öffentliche Bekanntmachung
Schlussfeststellung

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, Müll-
nerstraße 59, 06667 Weißenfels erhoben werden.

Amt für Landwirtschaft.
Flurneuordnung und Forsten Süd
Sitz: Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels
Postanschrift: PF 16 55, 06655 Weißenfels

Halle, den 25.10.2007

öffentl iche Bekanntmachun g
Schlussfeststellung

lm Bodenordnungsverfahren Polleben lV Verf.-Nr. 611/2 10 ML
098 E wird festgestellt, dass die Ausführung nach dem Boden-
ordnungsplan bewirkt ist und dass den Beteiligten keine Ansprü-
che mehr zustehen, die im Bodenordnungsverfahren berück-
sichtigt hätten werden müssen.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim
Amt für Landwirtschafi, Flurneuordnung und Forsten Süd, Müll-
nerstraße 59, 06667 Weißenfels erhoben werden.
In Vertretung

Amt für Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten Süd
Sitz: Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels
Postanschrift: PF 16 55. 06655 Wdßenfels
Außenstelle Halle
Sitz: Mühlweg 19, 06114 Halle/Saale
Postanschrift: PF 11 05 42, 06019 Halle/Saale

Hal le,  15.10.2007

2. Ausfertiqunq

öffentliche Bekanntmachung
Anordnung des freiwilligen Landtausches

Nach $ 103a ff. des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fas-
sung vom 16.03.1976 (BGBI. I S. 546), zulet1 geändert durch Art.
2, Abs. 23 des Gesetzes vom 12.08.2005 (BGBI. I S. 2354) ergeht

, folgende Anordnung:

t .

angeordnet.
Zum Verfahrensgebiet gehören nachfolgend aufgeführte Flur-
stücke:
Gemarkung
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Klostermansfeld
Volkstedt
Volkstedt

I,pz_
Dr. Karl

K-,'üD
r-.r Fffr 'r.
lil ffiilS

R"q'7\Q!g-:/

lm Bodenordnungsverfahren Polleben lll, Verf.-Nr. qilit^a_Yi Der freiwi'ige Landtausch
097 E wird festgestellt, dass die Ausführung """_l 

!:_T "t-11"-l- ä"r"rt rng"n, Ktostermansfetd und Volkstedt
ordnungsplan bewirkt ist und dass den Beteiligten keine Ansprü- V"äf,r"n, Klostermansfeld
che mehr zustehen, die im Bodenordnungsverfahren berück- V".f_rur., 611 _4g MSH 216
sichtigt hätten werden müssen' im Landkreis Mansfeld-südhaa wird hiermit nach S 103a ff. FlurbG

In Vertretung

,uz_
Dr. Karl

Flur
2
2
z

2
2
2

7
1
1 1

Flurstück
27/63
27/64
27/65
27/66
27/67
27/68
5/2
1/36
3/27
2/15

Größe (ha)
1,0745
1,0625
1,0770
1,0900
1,0835
1 ,1 301
1 ,0915
0,7749
0,9700
4,0330
13,3870

,19 iF.#t '"
i:' ffi,! ',
\i rgp t
\9 z e/
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il.

Die lnhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersicht-
l ich, aber zur Beteil igung am Flurbereinigungsverfahren berech-
tigt sind, werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb von 3 Mona-
ten - gerechnet vom ersten Tage dieser Bekanntmachung - bei
dem Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd,
Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels - Postanschrift: PF 16 5b.
06655 Weißenfels -, anzumelden.
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes für Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten Süd innerhalb einer von diesem zu
setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf
der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteil igen.
Werden Rechte erst nach Ablauf der vorbezeichneten Frist ange-
meldet oder nachgewiesen, so kann das Amt für Landwirtschaft,
Flurneuordnung und Forsten Süd die bisherigen Verhandlungen
und Festsetzungen gelten lassen (gg 10, 14 und 1S des Flurbe-
reinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBI.
I S. 546), zuletzt geändert durch Ar1. 2. Abs. 23 des Gesetzes vom
12.08.2005 (BGBt.  I  S.2354).

Begründung

Das Verfahren dient im Wesentlichen der Zusammenlegung von
Flächen zur Verbesserung der Agrarstruktur. Die beteiligten Boden-
eigentümer ezielten über die Neuordnung der Grundstücke Eini-
gung.

Rechtsbehelfsbeleh run g

Gegen diesen freiwilligen Landtausch kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntmachung schrift l ich oder zur Niederschrift Wider-
spruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und For-
sten Süd, Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels erhoben werden.
ln Vertretung

Der vorstehende Einleitungsbeschluss mit Gebietskarte l iegt in
Originalgröße in der Verwaltungsgemeinschaft Gerbstedt, Sitz:
Gemeindeverwaltung Gerbstedt, Markt 1, 06347 Gerbstedt und
in der Verwaltungsgemeinschaft Eisleben, Sitz: Stadtverwaltung
der Lutherstadt Eisleben, Markt 1, 06295 Lutherstadt Eisleben
sowie im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten
Süd, Außenstelle Halle, Mühlweg 19, 06114 Halle 2 Wochen lang
nach seiner Bekanntmachung zur Einsichtnahme für die Betei-
ligten während der Dienststunden aus.

Siehe Karte Seite 15

n,uz_
Dr. Karl

Information des AZY ,,Ealza"
Die Geschäftsstelle des Abwasserzweckverbandes,,salza",
Friedrich-Henze-Straße 96 in 06179 Teutschenthal bleibt in der
Zeit vom
27.12. bis 28.12.2007
geschlossen.
Bankwitz
Ve r b a n d s g es c h äf tsf ü h re r

Der Abwosserzweckverbond,,Solzo" wünscht ollen Bürgerin-
nen und Bürgern sowie ollen Geschöftsportnern zum Weih-

nachtsfest besinnliche Stunden und für dos neue Jahr
Gesundheit, Glück, Erfolg und weitere gute Zusommenorbeit.

Abwasserzweckverband,,Südharz"
Postfach 10 11 25 - 06511 Sangerhausen
Der Abwasserzweckverband ,,Südharz" informieft über fol-
gende Veröffentl ichung im Amtsblatt,,Sangerhäuser Nach-
richten" Nr. 33:
. Ergänzung der Einladung für die am 29.10.2007 stattf in-

dende 36. Verbandsversammlung des Abwasserzweck-
verbandes ..Südharz".

Stickel
Ve r b an d s g esc h äft sf ü h re r
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